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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 
und anderer Gesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Körperschaftsteuergesetz 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung vom 
24. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 449), zuletzt ge- 
ändert durch das Dritte Steueränderungsgesetz 1967 
vom 22. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1334), 
wird wie folgt geändert: 


1. In § 3 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „oder" durch 
das Wort „noch" ersetzt. 


2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Ziff. 2 werden die Worte „die 
Deutsche Landesrentenbank, die Deutsche 
Siedlungsbank" durch die Worte „die Deut- 
sche Siedlungs- und Landesrentenbank" er- 
setzt. 

b) Absatz 1 Ziff. 10 erhält die folgende Fassung: 

„10. öffentlich-rechtliche Versicherungs- und 
Versorgungseinrichtungen von Berufs- 
gruppen, deren Angehörige auf Grund 
einer durch Gesetz angeordneten oder 
auf Gesetz beruhenden Verpflichtung 
Mitglieder dieser Einrichtungen sind, 
wenn die Satzung der Einrichtung die 
Zahlung keiner höheren jährlichen Bei- 
träge zuläßt als das Zwölffache der Bei- 
träge, die nach den §§ 1387 und 1388 
der Reichsversicherungsordnung höch- 
stens entrichtet werden können. Sind 
nach der Satzung der Einrichtung nur 
Pflichtmitgliedschaften sowie freiwillige 
Mitgliedschaften, die unmittelbar an 
eine Pflichtmitgliedschaft anschließen, 
möglich, so steht dies der Steuerbe- 
freiung nicht entgegen, wenn die Sat- 
zung die Zahlung keiner höheren jähr- 
lichen Beiträge zuläßt als das Fünfzehn- 
fache der Beiträge, die nach den §§ 1387 
und 1388 der Reichsversicherungsord- 
nung höchstens entrichtet werden kön- 
nen." 

c) In Absatz 3 werden die Worte „Ziff. 3 bis 9" 
durch die Worte „Ziff. 3 und 6 bis 9" ersetzt. 


3. Hinter § 7 wird der folgende § 7 a eingefügt: 

„§ 7 a 

Organschaft 

(1) Verpflichtet sich eine Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien mit Ge- 
schäftsleitung und Sitz im Inland (Organgesell- 
schaft) durch einen Gewinnabführungsvertrag im 
Sinne des § 291 Abs. 1 des Aktiengesetzes, ihren 
ganzen Gewinn an ein anderes inländisches ge- 
werbliches Unternehmen abzuführen, so ist das 
Einkommen der Organgesellschaft dem Träger 
des Unternehmens (Organträger) zuziirechnen, 
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Der Organträger muß an der Organ- 
gesellschaft vom Beginn ihres Wirt- 
schaftsjahres an ununterbrochen und 
unmittelbar in einem solchen Maße be- 
teiligt sein, daß ihm die Mehrheit der 
Stimmrechte aus den Anteilen an der 
Organgesellschaft zusteht (finanzielle 
Eingliederung). Eine mittelbare Beteili- 
gung genügt, wenn jede der Beteiligun- 
gen, auf denen die mittelbare Beteili- 
gung beruht, die Mehrheit der Stimm- 
rechte gewährt. 

2. Die Organgesellschaft muß von dem in 
Ziffer 1 bezeichneten Zeitpunkt an un- 
unterbrochen nach dem Gesamtbild der 
tatsächlichen Verhältnisse wirtschaftlich 
und organisatorisch in das Unternehmen 
des Organträgers eingegliedert sein. 
Die organisatorische Eingliederung ist 
stets gegeben, wenn die Organgesell- 
schaft durch einen Beherrschungsver- 
trag im Sinne des § 291 Abs. 1 des Ak- 
tiengesetzes die Leitung ihres Unter- 
nehmens dem Unternehmen des Organ- 
trägers unterstellt oder wenn die 
Organgesellschaft eine nach den Vor- 
schriften der §§319 bis 327 des Aktien- 
gesetzes eingegliederte Gesellschaft ist. 

3. Der Organträger muß eine unbeschränkt 
steuerpflichtige natürliche Person oder 
eine nicht steuerbefreite Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögens- 
masse im Sinne des § 1 mit Geschäfts- 
leitung und Sitz im Inland oder eine 
Personengesellschaft im Sinne des § 15 
Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes 
mit Geschäftsleitung und Sitz im Inland 
sein. An der Personengesellschaft dür- 
fen nur Gesellschafter beteiligt sein, die 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3882 


mit dem auf sie entfallenden Teil des 
zuzurechnenden Einkommens im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes der Ein- 
kommensteuer oder der Körperschaft- 
steuer unterliegen. Sind ein oder meh- 
rere Gesellschafter der Personengesell- 
schaft beschränkt einkommensteuer- 
pflichtig, so müssen die Voraussetzun- 
gen der Ziffern 1 und 2 im Verhältnis 
zur Personengesellschaft selbst erfüllt 
sein. Das gleiche gilt, wenn an der 
Personengesellschaft eine oder mehrere 
Körperschaften, Personenvereinigungen 
oder Vermögensmassen beteiligt sind, 
die ihren Sitz oder ihre Geschäfts- 
leitung nicht im Inland haben. 

4. Der Gewinnabführungsvertrag muß auf 
mindestens fünf Jahre abgeschlossen 
und während dieser Zeit durchgeführt 
werden und spätestens am Ende des 
Wirtschaftsjahres der Organgesellschaft 
wirksam werden, für das Satz 1 erst- 
mals angewendet werden soll. Eine vor- 
zeitige Beendigung des Vertrags durch 
Kündigung ist unschädlich, wenn ein 
wichtiger Grund die Kündigung recht- 
fertigt. 

5. Die Organgesellschaft darf Beträge aus 
dem Jahresüberschuß nur insoweit in 
freie Rücklagen einstellen, als dies bei 
vernünftiger kaufmännischer Beurtei- 
lung wirtschaftlich begründet ist. 

(2) Bei der Ermittlung des dem Organträger 
zuzurechnenden Einkommens der Organgesell- 
schaft sind die folgenden Vorschriften nicht anzu- 
wenden: 

1. § 10 d des Einkommensteuergesetzes 
und 

2. § 9 Abs. 1, wenn der Organträger nicht 
zu den durch diese Vorschrift begün- 
stigten Steuerpflichtigen gehört. 

Ist der Organträger eine Personengesellschaft, so 
ist abweichend von Satz 1 Ziff. 2 die Vorschrift 
des § 9 Abs. 1 insoweit anzuwenden, als das zu- 
zurechnende Einkommen auf einen Gesellschafter 
entfällt, der zu den durch diese Vorschrift begün- 
stigten Steuerpflichtigen gehört und der an dem 
Grundkapital der Organgesellschaft mindestens 
zu einem Viertel unmittelbar beteiligt ist. 

(3) Ausgleichszahlungen sind von der Organ- 
gesellschaft zu versteuern. Wird die Verpflich- 
tung zum Ausgleich vom Organträger erfüllt, so 
gilt dies für den der Ausgleichszahlung entspre- 
chenden Teil des Einkommens des Organträgers. 
Die Ausgleichszahlungen gelten als berücksichti- 
gungsfähige Ausschüttungen der Organgesell- 
schaft im Sinne des § 19 Abs. 3. 

(4) Bleiben bei der Ermittlung des zuzurech- 
nenden Einkommens der Organgesellschaft Ge- 


winnanteile im Sinne des § 9 Abs. 3 Satz 1 außer 
Ansatz, so ist die besondere Körperschaftsteuer 
für diese Gewinnanteile so zu erheben, als hätte 
der Organträger diese Gewinnnanteiie unmittel- 
bar selbst bezogen. In den Fällen des Absatzes 2 
Satz 2 gilt Satz 1 entsprechend. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 gelten 
entsprechend, wenn eine andere als eine der in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Kapitalgesellschaf- 
ten mit Geschäftsleitung und Sitz im Inland sich 
verpflichtet, ihren ganzen Gewinn an ein ande- 
res Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 abzu- 
führen. Weitere Voraussetzungen sind, daß 

1. der Vertrag in schriftlicher Form abge- 
schlossen wird, 

2. die Gesellschafter dem Vertrag mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen zustimmen, 

3. eine Verlustübernahme entsprechend 
den Vorschriften des § 302 des Aktien- 
gesetzes vereinbart wird und 

4. die Abführung von Erträgen aus der 
Auflösung von freien vorvertraglichen 
Rücklagen ausgeschlossen wird. 

(6) Verpflichtet sich eine Organgesellschaft, 
ihren ganzen Gewinn an ein ausländisches ge- 
werbliches Unternehmen, das im Inland eine im 
Handelsregister eingetragene Zweigniederlas- 
sung unterhält, abzuführen, so ist das Einkom- 
men der Organgesellschaft den beschränkt steuer- 
pflichtigen Einkünften aus der inländischen 
Zweigniederlassung zuzurechnen, wenn 

1. der Gewinnabführungsvertrag unter 
der Firma der Zweigniederlassung ab- 
geschlossen ist, 

2. die für die finanzielle Eingliederung 
erforderliche Beteiligung zum Betriebs- 
vermögen der Zweigniederlassung ge- 
hört und 

3. die wirtschaftliche und organisatorische 
Eingliederung im Verhältnis zur Zweig- 
niederlassung selbst gegeben ist. 

Im übrigen gelten die Vorschriften der Absätze 1 
bis 5 sinngemäß." 

4. In § 13 erhält Satz 1 die folgende Fassung: 

„§ 3 c des Einkommensteuergesetzes ist entspre- 
chend anzuwenden." 


5. § 19 Abs. 2 c erhält die folgende Fassung: 

„(2 c) Die Körperschaftsteuer beträgt 19 vom 
Hundert des Einkommens bei Kreditgenossen- 
schaften im Sinne des Absatzes 2 b Ziff. 1, wenn 
die Kredite ausschließlich an Körperschaften, 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen 
im Sinne des § 4 Abs. 1 Ziff. 6 Satz 1 zur Förde- 
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rung ihrer steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke gewährt werden.'' 

6. § 24 erhält die folgende Fassung; 

24 

Schluß Vorschriften 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes 
bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 1968 anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des § 4 Abs. 1 Ziff. 10 
sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 1965 
anzuwenden. 

(3) Die Vorschriften des § 7 a sind erstmals 

für das Wirtschaftsjahr der Organgesellschaft an- 
zuwenden, in das der Tag des Inkrafttretens des 
Gesetzes zur Änderung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes und anderer Gesetze vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) fällt. Auf Antrag sind 
die Vorschriften des § 7 a erstmals für das Wirt- 
schaftsjahr anzuwenden, das dem in Satz 1 be- 
zeichneten Wirtschaftsjahr folgt. 

(4) Die Vorschrift des § 12 Ziff. 2 ist hinsicht- 
lich der Umsatzsteuer für den Eigenverbrauch 
erstmals auf einen Eigenverbrauch anzuwenden, 
der nach dem 31. Dezember 1967 getätigt wird." 


Artikel 2 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
27. Februar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 145), geändert 
durch das Gesetz zur Anpassung und Gesundung 
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der deut- 
schen Steinkohlenbergbaugebiete vom 15. Mai 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 365), das Reparationsschäden- 
gesetz vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 105), das Steueränderungsgesetz 1968 vom 20. Fe- 
bruar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 141) und das Gesetz 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes vom 

1969 (Bundesgesetzbl. IS....) wird 

wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 und in Absatz 3 Satz 1 
werden die Worte „(Absätze 4 bis 6)" durch 
die Worte „(Absätze 4 bis 7)" ersetzt. 

b) Der folgende Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Ausgleichszahlungen, die in den Fällen 
des § 7 a des Körperschaftsteuergesetzes an 
außenstehende Anteilseigner geleistet wer- 
den, scheiden bei der Gewinnermittlung aus." 

2. In § 5 Satz 2 werden die Worte „(§ 4 Abs. 4 
bis 6)" durch die Worte „(§ 4 Abs. 4 bis 7)" er- 
setzt. 


3. In § 50 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „(§ 4 
Abs. 4 bis 6)" durch die Worte „(§ 4 Abs. 4 bis 7)" 
ersetzt. 

4. In § 52 wird hinter Absatz 2 der folgende Ab- 
satz 2 a eingefügt: 

„(2a) Die Vorschrift des § 4 Abs. 7 ist erst- 
mals auf Ausgleichszahlungen anzuwenden, die 
für das Wirtschaftsjahr der Organgesellschaft ge- 
leistet werden, für das § 7 a des Körperschaft- 
steuergesetzes erstmals angewandt wird." 


Artikel 3 

Gewerbesteuergesetz 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung vom 
25. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 458), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Gewerbe- 
steuergesetzes vom 10. Januar 1968 (Bundesge- 
setzbl. I S. 53), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Ziff. 2 wird Satz 2 durch die fol- 
genden Sätze ersetzt: 

„Ist eine Kapitalgesellschaft in ein anderes 
inländisches gewerbliches Unternehmen in der 
Weise eingegliedert, daß die Voraussetzun- 
gen des § 7 a Abs. 1 Ziff. 1 und 2 des Körper- 
schaftsteuergesetzes erfüllt sind, so gilt sie 
als Betriebstätte des anderen Unternehmens. 
Dies gilt sinngemäß, wenn die Eingliederung 
im Sinne der vorbezeichneten Vorschriften im 
Verhältnis zu einer inländischen im Handels- 
register eingetragenen Zweigniederlassung 
eines ausländischen gewerblichen Unterneh- 
mens besteht." 

b) Absatz 7 erhält die folgende Fassung: 

„(7) Inländische Betriebstätten eines Unter- 
nehmens der Schiffahrt oder Luftfahrt, dessen 
Geschäftsleitung sich in einem ausländischen 
Staat befindet, unterliegen nicht der Gewerbe- 
steuer, wenn 

1. die Einkünfte aus diesen Betrieb- 
stätten nach § 49 Abs. 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes steuerfrei 
sind und 

2. der ausländische Staat gleichartigen 
Unternehmen, deren Geschäftslei- 
tung sich im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes befindet, eine entspre- 
chende Befreiung von den der Ge- 
werbesteuer ähnlichen oder ihr ent- 
sprechenden Steuern gewährt, oder 
in dem ausländischen Staat keine 
der Gewerbesteuer ähnlichen oder 
ihr entsprechenden Steuern be- 
stehen." 
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2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 2 werden die Worte „die Deutsche 
Landesrentenbank, die Deutsche Siedlungs- 
bank" durch die Worte „die Deutsche Sied- 
hmgs- und Landesrentcnbank" ersetzt. 

b) Ziffer 11 erhält die folgende Fassung: 

„11. öffentlich-rechtliche Versicherungs- und 
Versorgungseinrichtungen von Berufs- 
gruppen, deren Angehörige auf Grund 
einer durch Gesetz angeordneten oder 
auf Gesetz beruhenden Verpflichtung 
Mitglieder dieser Einrichtungen sind, 
wenn die Satzung der Einrichtung die 
Zahlung keiner höheren jährlichen Bei- 
träge zuläßt als das Zwölffache der Bei- 
träge, die nach den §§ 1387 und 1388 
der Reichsversicherungsordnung höch- 
stens entrichtet werden können. Sind 
nach der Satzung der Einrichtung nur 
Pflichtmitgliedschaften sowie freiwillige 
Mitgliedschaften, die unmittelbar an 
eine Pflichtmitgliedschaft anschließen, 
möglich, so steht dies der Steuerbe- 
freiung nicht entgegen, wenn die Sat- 
zung die Zahlung keiner höheren jähr- 
lichen Beiträge zuläßt als das Fünfzehn- 
fache der Beiträge, die nach den §§ 1387 
und 1388 der Reichsversicherungsord- 
nimq höchstens entrichtet werden kön- 
nen," 

3. In § 9 Ziff. 1 erhält Satz 2 die folgende Fassung: 

„An Stelle der Kürzung nach Satz 1 tritt auf An- 
trag bei Unternehmen, die eigenen Grundbesitz 
oder neben eigenem Grundbesitz, der nicht von 
untergeordneter Bedeutung sein darf, eigenes 
Kapitalvermögen verwalten und nutzen oder 
Wohnungsbauten betreuen oder Kaufeigenheime, 
Kleinsiedlungen und Eigentumswohnungen im 
Sinne des Ersten Teils des Wohnungseigentums- 
gesetzes vom 15. März 1951 (BundesgesetzbL I 
S. 175) errichten und veräußern, die Kürzung um 
den Teil des Gewerbeertrags, der auf die Ver- 
waltung und Nutzung des eigenen Grundbesitzes, 
auf die Betreuung von Wohnungsbauten und die 
Veräußerung von Eigenheimen, Kleinsiedlungen 
und Eigentumswohnungen entfällt." 


4. In § 11 Abs. 4 Ziff. 2 werden hinter den Worten 
„§ 19 Abs. 2 b" die Worte „oder 2 c" eingefügt. 


5. § 36 erhält die folgende Fassung: 

„§ 36 

Zeitlicher Geltungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den Absätzen 2 bis 4 nichts anderes 
bestimmt ist, erstmals anzuwenden 


1. bei der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapital 
für den Erhebungszeitraum 1968, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohn- 
summen, die nach dem 31, Dezember 
1967 gezahlt werden. 

(2) Die Vorschriften des § 2 Abs. 2 Ziff. 2 
Sätze 3 und 4 sind erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 1969 anzuwenden. 

(3) Die Vorschriften des § 3 Ziff. 11 sind erst- 
mals anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapital 
für den Erhebungszeitraum 1965, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohn- 
summen, die nach dem 31. Dezember 
1964 gezahlt werden. 

(4) Die Vorschrift des § 9 Ziff. 1 Satz 2 ist 
erstmals anzuwenden 

1. bei Personengesellschaften, Kapitalge- 
sellschaften oder Wohnungs- und Bau- 
genossenschaften für den Erhebungs- 
zeitraum 1957, wobei als Betreuung 
von Wohnungsbauten nur die Be- 
treuung von Kaufeigenheimen, Klein- 
siedlungen und Eigentumswohnungen 
gilt, 

2. uneingeschränkt für den Erhebungszeit- 
raum 1961." 


Artikel 4 

Berlinhilfegesetz 

§ 24 Abs. 1 des Berlinhilfegesetzes in der Fassung 
vom 1. Oktober 1968 (BundesgesetzbL I S. 1049), 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1968 
vom 20. Februar 1969 (BundesgesetzbL I S. 141), er- 
hält die folgende Fassung: 

„(1) In den Fällen des § 7 a des Körperschaft- 
steuergesetzes sind für die Ermittlung der in Be- 
triebstätten in Berlin (West) erzielten Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb (§ 23 Nr. 2) Organgesell- 
schaften als Betriebstätten des Organträgers anzu- 
sehen." 


Artikel 5 

Kapitalverkehrsteuergesetz 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz in der Fassung 
vom 24. Juli 1959 (BundesgesetzbL I S. 530), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Einkommensteuergesetzes, des Körper- 
schaftsteuergesetzes und des Kapitalverkehrsteuer- 
gesetzes vom 25. März 1965 (BundesgesetzbL I 
S. 147), wird wie folgt geändert: 


5 



Drucksache V/3882 


Deutscher Bundestag • — 5. Wahlperiode 


In § 2 wird 

1. der bisherige Wortlaut Absatz 1; 

2. folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Besteht zwischen einer Kapitalgesellschaft 
und einem Gesellschafter ein schriftlicher Ergeb- 
nisabführungsvertrag, so gilt 

1. die Übernahme eines Verlustes der 
Kapitalgesellschaft durch den Gesell- 
schafter als Leistung im Sinne von Ab- 
satz 1 Nr. 2; 

2. der Verzicht des Gesellschafters auf 
einen Teil des Jahresüberschusses der 
Kapitalgesellschaft nicht als freiwillige 
Leistung im Sinne von Absatz 1 Nr. 4 
Buchstabe b, soweit dieser Teil des 
Jahresüberschusses in freie Rücklagen 


eingestellt wird und dies bei vernünfti- 
ger kaufmännischer Beurteilung wirt- 
schaftlich begründet ist." 

Artikel 6 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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